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KUNDMACHUNG 

über die 16. Gemeinderatssitzung 

am 05.02.2018 

 

 

Ort:   Gemeindeamt 
 

Beginn:  20:00 Uhr 

Ende:   23:00 Uhr 

 

Anwesende:  Bgm. Ing. Josef Bucher 

   Vbgm. Benno Fankhauser 

 

   und die GR-Mitglieder 

 

Andreas Daigl, Marco Giehl, Kurt Schiestl, Thomas Hollaus, 

Inge Steiner, Andreas Rainer, Helmut Ebster, 

Verena Laimböck, Simon Flörl, Philipp Schweinberger 

und Christian Pungg 

 

Entschuldigt: Peter Hanser, Georg Knabl, Manfred Eberharter, Bianca Ebster 

 

Schriftführerin: Jennifer Lederer 

 

 
 

Tagesordnung 

 

1) Erledigung der GR-Beschlüsse vom 18.12.2017 

2) Genehmigung des GR-Protokolls vom 18.12.2017 

3) Flächenwidmungsplanänderung für die Gp. 1392/2, 

Franz Mair (Aussiedlung Pachmairhof) 

4) Flächenwidmungsplanänderung für die Gp. 1486/4, 

Andreas Kaufmann (für Tiroler Immobilien Holding GmbH) 

5) Künftiges Angebot Kinderkrippe und Schülerbetreuung 

6) Verordnung über die Festsetzung einer Waldumlage 

der Gemeinde Uderns für das Jahr 2017 

7) Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns 

8) Verschiedene Berichte 

9) Allfälliges, Anfragen und Anträge 

10) Personalangelegenheiten 

 

 



Zu Beginn der Sitzung berichtet der Bürgermeister, dass nach erfolgter Ausschrei-

bung der Tagesordnung noch das Ansuchen um Unterfertigung der Löschungser-

klärungen zum Vorkaufsrecht der Gemeinde Uderns bei den Grundstücken Glader 

und Petz in der Gänsfeldsiedlung eingelangt ist. Er ersucht, dass hierzu die Zu-

stimmung und Unterfertigung unter Allfälliges erfolgen möge. Weiters möge auch 

der Beschluss zur zwischenzeitlichen Umrüstung der Beleuchtung beim Trainings-

fußballplatz unter Allfälliges erfolgen. Der Gemeinderat stimmt dem zu. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 1 der Tagesordnung: Erledigung der GR-Beschlüsse vom 18.12.2017 

 

Zu Punkt 2: Das GR-Protokoll der Sitzung vom 20.11.2017 wurde genehmigt. 

 

Zu Punkt 3: Die Flächenwidmungsplanänderung für die Gp. 1392/2 des 

Franz Mair wurde im Gemeinderat einstimmig beschlossen. 

Aufgrund einer während der Auflagefrist eingelangten Stellung-

nahme ist diese Angelegenheit heute nochmals in einem eigenen 

Tagesordnungspunkt zu behandeln. 

 

Zu Punkt 4: Die beschlossene Flächenwidmungsplanänderung für die Gp. 

1448/10, Mag. Daniela und Patrick Unterberger, wurde mittler-

weile aufsichtsbehördlich genehmigt. 

 

Zu Punkt 5: Der Auftrag für die Baumeisterarbeiten zum Vorhaben Infra-

struktur und Straßenbau Uderns 2018/19 wurde auf Basis des 

Vergabevorschlags der AEP Planung & Beratung GmbH ein-

stimmig an die Strabag AG vergeben. 

 

Zu Punkt 6: Das Darlehen für die Ausfinanzierung der umfangreichen Infra-

strukturmaßnahmen in den Jahren 2018 und 2019 wurde bei 

der Volksbank Tirol AG aufgenommen. 

 

Zu Punkt 7: Die einstimmig beschlossene Resolution an die neue Bundes-

regierung anlässlich der Abschaffung des Pflegeregresses wurde 

an die zuständigen Regierungsstellen übermittelt. 

 

Zu Punkt 8: Der Voranschlag für das Haushaltsjahr 2018 wurde im Gemein-

derat einstimmig beschlossen. 

 

Zu Punkt 9: Substanzverwalter Benno Fankhauser hat über die anstehenden 

Erledigungen bei der Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns 

berichtet und einen Rückblick auf das ablaufende Jahr gegeben. 

 

Zu Punkt 10a: Der Bürgermeister hat über einen vorgelegten Raumordnungs-

vertrag seitens der Tiroler Immobilien Holding GmbH berichtet. 

Eine Beschlussfassung dazu ist nicht erfolgt. 

 



Zu Punkt 10b: Die Angelegenheit hinsichtlich der beantragten Flächenwid-

mungsplanänderung im Bereich der Gp. 1486/4 südlich der 

Festhalle Uderns wurde besprochen und wurde für heute auf-

grund der Abänderungen durch den Bauträger wiederum auf die 

Tagesordnung gesetzt. 

 

Zu Punkt 10c: Die beschlossene Flächenwidmungsplanänderung für die Gp. 

1555/1 des Martin Soier wurde durch das Amt der Tiroler Lan-

desregierung aufsichtsbehördlich genehmigt. 

 

Zu Punkt 10d: Hinsichtlich des Vorhabens Kletterfelsen Uderns stehen für die 

Gemeinde aufgrund des negativen Gutachtens der Landesgeo-

logie keine weiteren Erledigungen an. 

 

Zu Punkt 10e: Der Bürgermeister hat den Gemeinderäten eine Vorschau auf 

die geplanten bzw. möglichen Großvorhaben der Gemeinde bis 

zum Jahr 2022 gegeben. 

 

Zu Punkt 10f: Die Uderner Traditionsvereine haben sich beim Bürgermeister 

und dem gesamten Gemeinderat für die Unterstützung während 

des gesamten Jahres bedankt. 

 

Zu Punkt 10g: Es wurde kurz über die Gemeindeversammlung sowie die erfolg-

te Gemeindeweihnachtsfeier resümiert. 

 

Zu Punkt 10h: Hinsichtlich der geplanten Straßenverbreiterung entlang des 

Angererwegs im Zuge der Infrastrukturmaßnamen wurde die 

Grundteilung in Auftrag gegeben, da von den betroffenen 

Grundeigentümern (mit Ausnahme der Familie Kainzner-

Abendstein, da kein Tauschgrund zur Verfügung gestellt werden 

kann) die Zustimmungen erteilt wurden. 

 

Zu Punkt 11a: Im Gemeinderat wurde über künftige Maßnahmen beim Sport-

platzgelände gesprochen. Diese sollen mittelfristig in Absprache 

mit dem Bauausschuss und den vor Ort befindlichen Vereinen 

bzw. deren leitenden Funktionären festgehalten werden zwecks 

Erstellung eines wirtschaftlich sinnvollen Gesamtkonzepts. 

 

Zu Punkt 11b: Die erfolgten Grundsteuervorschreibungen für die zwischenzeit-

lich höher bewerteten Golfplatzflächen wurden nun durch die 

Buchhaltung zusammengefasst und werden dem Gemeinderat 

heute berichtet. 

 

Zu Punkt 11c: Es wurde darüber gesprochen, dass zu Punkten außerhalb der 

ausgesandten Tagesordnung nur Beschlüsse gefasst werden sol-

len wenn diese hohe Priorität haben bzw. kein besonderes Vor-

wissen zur Behandlung erforderlich scheint. 

 



Zu Punkt 11d: Die bestehenden Holzlagerungen westlich der Festhalle wurden 

kurz thematisiert. 

 

Zu Punkt 11e: Der Bauausschussobmann kümmert sich um eine adäquate Re-

gelung hinsichtlich der Regenwasserausleitung auf die Dorf-

straße beim Dürerhof. 

 

Zu Punkt 12: Die anstehenden Personalangelegenheiten wurden allesamt 

positiv erledigt. 

 

Punkt 2 der Tagesordnung: Genehmigung des GR-Protokolls vom 18.12.2017 

 

Zum GR-Protokoll vom 18.12.2017 sind keine Stellungnahmen eingelangt. Der Ge-

meinderat genehmigt dieses deshalb und unterfertigt es. 

 

Punkt 3 der Tagesordnung: Flächenwidmungsplanänderung für die Gp. 1392/2, 

Franz Mair (Aussiedlung Pachmairhof) 

 

Nachdem während der Auflegungsfrist eine Stellungnahme zur gegenständlichen 

Umwidmung eingelangt ist, hat dazu die Behandlung im Gemeinderat zu erfolgen, 

sowie eine nochmalige verkürzte Auflage. 

 

Folgende Stellungnahme ist dazu fristgerecht im Gemeindeamt eingelangt: 

 

„Ich Pungg Christian, erhebe Einspruch für das Bauvorhaben von Franz Maier auf 

der Gp. 1392/2 Kg Uderns, gegen die touristische Beherbergung mitten im Weide-

gebiet (Freiland). 

Die Deklarierung als Hofaussiedelung sehe ich nicht gegeben, da mit dem Bauvor-

haben weniger als 2ha Eigenfläche übrig bleiben. Dadurch ist eine praktizierende 

Landwirtschaft nicht mehr gegeben. Wenn ein Hof weniger als 2ha Fläche aufweist, 

wird es nicht mehr als Hofstelle anerkannt (Hofauflösung).“ 

 

Der Bürgermeister erklärt nach erfolgter Prüfung der Rechtslage nun folgendes zur 

eingelangten Stellungnahme des Christian Pungg: 

 

Die Sonderflächenwidmung für die Hofaussiedlung des Franz Mair inkl. touristi-

scher Nutzung besteht auf der Gp. 1392/2 bereits rechtskräftig. Wie der Gemeinde-

rat in der letzten Sitzung zu Recht erkannt und dann auch einstimmig beschlossen 

hat, handelt es sich gegenständlich lediglich um die Ergänzung auf die Gewährung 

einer Wohnnutzfläche von gesamt 380 m², wie diese auch bei anderen Aussiedlun-

gen in Uderns bereits durchgeführt wurde. 

 

Die Fläche liegt zudem nicht exponiert im Freiland, sondern gegenüber den gewid-

meten und gewerblich genutzten Flächen der Empl Technologieschmiede. Die be-

scheidmäßige Feststellung ob ein Hof aufgelöst ist oder nicht trifft einzig und allein 

die zuständige Höfebehörde, und nicht etwa ein Anrainer oder anderer Landwirt. 

Dass Franz Mair zwischenzeitlich bis zur geplanten Neuerrichtung der Hofstelle 

auf der Gp. 1392/2 sein Vieh verkauft hat ist allen hinlänglich bekannt. Die Prü-

fung ob ausreichende landwirtschaftliche Flächen im Eigenbesitz vorliegen und der 



Hof dann tatsächlich selbst entsprechend bewirtschaftet wird, hat im Vorfeld der 

noch zu erlassenden Bebauungsplanänderung für diese Parzelle zu erfolgen. 

 

Sollte diese Prüfung negativ ausfallen so kann der Bauwerber dieses Vorhaben 

dann ohnehin nicht so umsetzen, und hat der Gemeinderat damit jegliche Steue-

rungsmöglichkeit in der Hand. 

 

Da die Stellungnahme des Christian Pungg somit hier nicht ins Treffen geführt 

werden kann und die Ausführungen für die gegenständliche Umwidmung nicht re-

levant sind, lässt der Bürgermeister darüber abstimmen und fragt den Gemeinde-

rat: wir ist dafür, dem Einspruch des Christian Pungg in der gegenständlichen An-

gelegenheit stattzugeben? 

 

12 Gegenstimmen, 1 Enthaltung. 

 

Damit ist der Einspruch des Christian Pungg abgelehnt. Da dieser selbst anwesend 

ist nimmt er den Beschluss zur Kenntnis, auf eine gesonderte schriftliche Verstän-

digung kann verzichtet werden. 

 

Im Gemeinderat wird darüber diskutiert was passieren würde, wenn die Landwirt-

schaft auf der Gp. 1392/2 dann einmal nicht mehr betrieben würde. Es gebe dann 

dort quasi nur mehr ein touristisch genutztes Objekt. Der Bürgermeister erklärt 

dazu, dass Nutzungen jedenfalls mit der bestehenden Flächenwidmung vereinbar 

sein müssen und die Gemeinde in einem solchen Falle in Absprache mit der Grund-

verkehrsbehörde und der Abteilung Bau- und Raumordnung beim Land Tirol ent-

sprechend zu handeln habe. 

 

Nach erfolgter begründeter Ablehnung des eingelangten Einspruchs kann nun die 

Beschlussfassung zur nochmaligen Auflegung der gegenständlichen Widmungs-

ergänzung erfolgen. 

 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Uderns 

gemäß § 71 Abs. 1 und § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 – TROG 2016, 

LGBl. Nr. 101, den vom Planer AB Cernusca ausgearbeiteten Entwurf vom 

06.12.2017, mit der Planungsnummer 935-2017-00013, über die Änderung des 

Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Uderns im Bereich Gp. 1392/2 KG 87123 

Uderns nochmals verkürzt durch zwei Wochen hindurch zur öffentlichen Einsicht-

nahme aufzulegen. 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde 

Uderns vor: 

 

Umwidmung 

 

Grundstück 1392/2 KG 87123 Uderns 

rund 6243 m² 

von Sonderfläche Hofstelle mit gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 43 (7) 

standortgebunden], Festlegung Zähler: 1, Festlegung Erläuterung: max. 300 m³ 

"Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte" 



in 

Sonderfläche Hofstelle mit gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 43 (7) 

standortgebunden], Festlegung Zähler: 3, Festlegung Erläuterung: "Vermarktung 

landwirtschaftlicher Produkte (max. 300 m³) sowie touristische Beherbergung mit 

Erhöhung der Wohnnutzfläche auf max. 380 m² gem. § 44 Abs. 2 lit. b TROG 2016" 

 

sowie 

 

rund 4 m² 

von Freiland § 41 

in 

Sonderfläche Hofstelle mit gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 43 (7) 

standortgebunden], Festlegung Zähler: 3, Festlegung Erläuterung: "Vermarktung 

landwirtschaftlicher Produkte (max. 300 m³) sowie touristische Beherbergung mit 

Erhöhung der Wohnnutzfläche auf max. 380 m² gem. § 44 Abs. 2 lit. b TROG 2016" 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 der Beschluss über die dem 

Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. 

 

12 Jastimmen, 1 Enthaltung. 

 

Punkt 4 der Tagesordnung: Flächenwidmungsplanänderung für die 

Gp. 1486/4, Andreas Kaufmann (für 

Tiroler Immobilien Holding GmbH) 

 

Nachdem in der letzten Gemeinderatssitzung außerhalb der Tagesordnung keine 

Beschlussfassung zur gegenständlichen Angelegenheit erfolgen konnte und der 

Bauträger neue Unterlagen übermittelt hat, wird der Gemeinderat nun wieder da-

mit befasst. 

 

Zu Beginn verweist der Bürgermeister nochmals auf die maßgeblichen Bestimmun-

gen im vorgelegten Raumordnungsvertrag, mit welchem die künftigen Bewohner 

explizit auf die zu erwartenden Einschränkungen (Lärm bei Veranstaltungen) 

durch die benachbarte Festhalle Uderns hingewiesen werden. 

 

Auf Wunsch des Gemeinderates hat der Planer nun ein Konzept für die künftig 

vorgesehene Bebauung des Grundstücks vorgelegt. Der Bürgermeister teilt die 

Skizzen dazu an den Gemeinderat aus. 

 

Die Stellungnahme des Raumplaners zur gegenständlich beantragten Umwidmung 

lautet wie folgt: 

 

„Herr Andreas Kaufmann, Buch 22, 6220 Buch in Tirol, bezüglich des Entwurfes 

auf Umwidmung des Gst. 1486/4 im Ausmaß von ca. 821 m² von derzeit Freiland in 

Bauland mit der Nutzungskategorie Wohngebiet gem. § 38 Abs. 1 TROG 2016 sowie 

Ausweisung einer Teilfläche des Gst. 1190 im Ausmaß von ca. 124 m² als geplante 

örtliche Straße gem. § 53 Abs. 1 TROG 2016, KG Uderns.  

 



Die geplante Umwidmungsfläche befindet sich im Bereich des Ortsteiles Finsing 

Nord-West. Der Antragsteller beabsichtigt in seiner Heimatgemeinde Buch in Tirol 

den bestehenden Gasthof „Bucherwirt“ zu erweitern sowie angrenzend an diesen 

ein Grundstück zu erwerben, um auf dem selbigen ein Personalhaus zu errichten. 

Um diese Investition umzusetzen, beabsichtigt der Antragsteller das Gst. 1486/4 an 

einen Bauträger zu veräußern.  

 

Im Örtlichen Raumordnungskonzept der Gemeinde Uderns ist das beantragte Gst. 

1486/4 als baulicher Entwicklungsbereich mit der Nutzungskategorie Wohngebiet 

mit dem Zähler W-03, der die Zeitzone z1 (kein unmittelbarer Bedarf, Widmung bei 

später auftretendem Bedarf möglich) und die Dichtefestlegung D3 (höhere Baudich-

te) aufweist, versehen. Daher ist dieser Bereich im aufsichtsbehördlich genehmig-

ten Flächenwidmungsplan der Gemeinde Uderns als Freiland ausgewiesen. Auf-

grund des angegebenen Bedarfes ist es nun notwendig, das beantragte Gst. 1486/4 

im Ausmaß von ca. 821 m² dem Bauland mit der Nutzungskategorie Wohngebiet 

zuzuführen. Gleichzeitig wird auch eine Teilfläche des Gst. 1190 im Ausmaß von ca. 

124 m² als geplante örtliche Straße kenntlich gemacht, sodass dieser Verkehrsweg 

in diesem Bereich sodann auf eine Breite von 6,0 m ausgebaut werden kann. 

 

Die geplante Umwidmung entspricht jedenfalls den Festlegungen des Zählers W-03 

der rechtskräftigen 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der 

Gemeinde Uderns. Nachdem die Fortschreibung des ÖRKs im Jahr 2013 erfolgte 

und nun unmittelbarer Bedarf des Grundeigentümers besteht, widerspricht eine 

Umwidmung nicht den Festlegungen des ÖRKs. 

 

Die verkehrsmäßige Erschließung des ausgewiesenen Planungsbereiches erfolgt 

über den bestehenden Verkehrsweg Gst. 1490 und 1491/2 im Nordosten des Gst. 

1486/4 sowie auch durch den im Norden angrenzenden Verkehrsweg Gst. 1190, eine 

Teilfläche von diesem Weg wurde in der vorliegenden Änderung als geplante örtli-

che Straße kenntlich gemacht. Weiters wird gem. dem Örtlichen Raumordnungs-

konzept der Gemeinde Uderns auf die verkehrsmäßige Erschließung des Zählers W-

03 hingewiesen, d.h. bei einer zukünftigen Parzellierung ist der Verbindungsweg 

VK 05 „Verbindung Auweg – St.-Pankraz-Weg“ zu berücksichtigen. Dieser Verbin-

dungsweg wird durch die neue Grundteilung nicht verhindert. Die Wasserversor-

gung sowie die Abwasserbeseitigung sind durch Anschluss an die jeweiligen Ge-

meindeleitungen sicherzustellen. 

 

Entsprechend der ausgewiesenen Gefahrenzonenplanung der Gemeinde Uderns 

befindet sich das beantragte Gst. 1486/4 innerhalb der gelben Wildbachgefahren-

zone des Finsingbaches, weshalb eine Vorbegutachtung GZl. 3131/0924-2017 vom 

07.09.2017 sowie ein Gutachten GZl. 3131/1144-2017 vom 15.11.2017 der Wildbach- 

und Lawinenverbauung eingeholt wurde.  
 

Im Bereich der geplanten Umwidmungsfläche sind weder ökologisch bedeutsame 

Landschaftsteile noch schützenswerte Biotope vorhanden.  

 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nicht berührt, weshalb keine strate-

gische Umweltprüfung erforderlich ist. 



Die geplante Flächenwidmungsplanänderung dient dem Antragsteller der Aufnah-

me des Gst. 1486/4 im Ausmaß von ca. 821 m² von derzeit Freiland in Bauland mit 

der Nutzungskategorie Wohngebiet. Der Antragsteller beabsichtigt in seiner Hei-

matgemeinde Buch in Tirol den bestehenden Gasthof „Bucherwirt“ zu erweitern 

sowie angrenzend an diesen ein Grundstück zu erwerben, um auf dem selbigen ein 

Personalhaus zu errichten. Um diese Investition umzusetzen, soll das Gst. 1486/4 

an einen Bauträger veräußert werden. Gleichzeitig wird auch eine Teilfläche des 

Gst. 1190 im Ausmaß von ca. 124 m² als geplante örtliche Straße kenntlich ge-

macht, sodass dieser Verkehrsweg in diesem Bereich auf eine Breite von 6,0 m aus-

gebaut werden kann. 

 

Die geplante Umwidmung entspricht jedenfalls den Festlegungen des Zählers W-03 

der rechtskräftigen 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der 

Gemeinde Uderns. 

 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nicht berührt, weshalb keine strate-

gische Umweltprüfung erforderlich ist.  

 

Hinsichtlich der beantragten Flächenwidmungsplanänderung bestehen aus orts-

planerischen Gesichtspunkten keine Bedenken und ist diese zu befürworten. Da die 

geplante Umwidmungsfläche innerhalb der gelben Wildbachgefahrenzone des 

Finsingbaches liegt, wurde eine Vorbegutachtung GZl. 3131/0924-2017 vom 

07.09.2017 sowie ein Gutachten GZl. 3131/1144-2017 vom 15.11.2017 der Wild-

bach- und Lawinenverbauung eingeholt. 

 

Für die Bebauung des Gst. 1486/4 ist jedenfalls die Erlassung eines Bebau-

ungsplanes erforderlich.“ 

 

GR Simon Flörl erkundigt sich, wie viele Wohnungen errichtet werden sollen. Dazu 

rechnet ihm Bauamtsmitarbeiter Marco Giehl die voraussichtlich realisierbare 

Wohnnutzfläche für das Grundstück vor. Relevant sei dass die Baumassendichte 

Höchst von 2,50 eingehalten werde. Damit gelte dieselbe Bestimmung wie für die 

östlich davon gelegenen Parzellen bzw. Bestandsgebäude und stelle dies eine ver-

trägliche Bebauung dar. 

 

GV Andreas Rainer begründet seine negative Einstellung zum Vorhaben damit, 

dass ihm das geplante Mehrparteienhaus zu nahe an der Festhalle errichtet würde, 

und man in Uderns nicht binnen kurzer Zeit so viele neue Wohnungen bauen lassen 

müsste. Es seien auch die Auswirkungen auf die örtliche Infrastruktur sowie die 

öffentlichen Einrichtungen wie Kindergarten und Schule zu berücksichtigen. Dieser 

Meinung ist auch GR Simon Flörl. 

 

Der Bürgermeister erklärt dazu, dass derlei Entwicklungen ganz natürlich seien 

und die Gemeinde natürlich Sorge tragen werde, dass die Gemeindeeinrichtungen 

in einem gesunden Maße kontinuierlich mitwachsen. Man dürfe sich aber der Nach-

frage nach Wohnraum sowie dem laufend im Gemeindeamt diesbezüglich deponier-

ten Bedarf nicht verschließen. 

 



Die Gemeinderäte Marco Giehl und Thomas Hollaus äußern dazu, dass man das 

Bauen allgemein nicht einfach so erschweren sollte. Auch Bgm. Josef Bucher meint 

dazu, dass es genügend Wohnungssuchende in Uderns und der Umgebung gebe, die 

bei derlei Vorhaben die Möglichkeit haben, ein Eigenheim zu erwerben. Auch die 

für die Gemeinde anfallenden Einnahmen durch Erschließungsgebühren in bereits 

vollwertig erschlossenen Gebieten seien nicht von der Hand zu weisen. Diese Gelder 

können sinnvoll in die Ausbauarbeiten der Gesamtinfrastruktur investiert werden 

und kommen damit wieder dem gesamten Dorf zugute. Nachhaltig steigen zudem 

die Steuereinnahmen, und Uderns sei keine reine Wohngemeinde, sondern es seien 

auch immer mehr Betriebe daran interessiert, sich im örtlichen Gewerbegebiet nie-

derzulassen. Die Gesamtentwicklung sei aus Sicht der Gemeinde jedenfalls zu be-

grüßen und stärke die Finanzkraft. 

 

GR Helmut Ebster spricht an dass die gegenständlich geplante Wohnanlage für ihn 

kein Problem darstelle. Es sei aber zu bedenken dass auf den freien Flächen im di-

rekten Anschluss künftig auch solche Vorhaben angedacht sein könnten. Der Bür-

germeister erklärt dazu, dass der Gemeinderat immer noch die Steuerungsmöglich-

keit über den Bebauungsplan habe. 

 

GV Andreas Daigl weist den Gemeinderat nochmals darauf hin, dass man diese 

Widmung nicht ablehnen sollte, da hier im Raumordnungskonzept bereits Wohnge-

biet vorgesehen sei. Außerdem sei der Grundeigentümer der Gemeinde Uderns da-

mals bei der Errichtung der Festhalle auch sehr entgegen gekommen ist. Der Bür-

germeister verweist zudem auf die bereits erfolgte Wegabtretung im nördlichen Be-

reich an das öffentliche Gut. Auch dies sei keine Selbstverständlichkeit. 

 

GV Andreas Rainer regt an, dass der Eigentümer eine kleinere Parzellierung an-

denken sollte, um hier zum Beispiel zwei Einfamilienhäuser errichten zu lassen. Er 

gibt zu Protokoll, dass er sich gegen die aktuell beantragte Umwidmung ausspre-

chen werde, da er gegen eine Wohnanlage in diesem Bereich ist. 

 

Im Gemeinderat wird über die Möglichkeit gesprochen, der Gemeinde Uderns ein 

Mitspracherecht bei der Wohnungsvergabe einräumen zu lassen. Der Bürgermeis-

ter erklärt dass dies ein durchaus zulässiges Mittel im Zuge der Vertragsraumord-

nung sei. Der Bauträger soll deshalb dazu angehalten werden, den vorgelegten 

Raumordnungsvertrag zu ergänzen insofern, dass der Uderner Gemeinderat bei 

einem Drittel der auf der Gp. 1486/4 zu schaffenden Wohnungen das Recht einge-

räumt bekommt zu entscheiden, an wen diese vergeben werden. 

 

Der Bürgermeister bringt deshalb folgendes zur Abstimmung: wer ist damit einver-

standen dass der gegenständlich vorgelegte Raumordnungsvertrag für die neue Gp. 

1486/4 KG Uderns - nach Ergänzung des Passus, dass der Uderner Gemeinderat 

hinsichtlich eines Drittels (aufgerundet auf eine ganze Zahl) der entstehenden 

Wohnungen zu bestimmen hat an wen diese vergeben werden - genehmigt wird? 

 

11 Jastimmen, 2 Enthaltungen. 

 

Damit ist der vorgelegte Raumordnungsvertrag, ausgearbeitet durch die Rechtsan-

waltskanzlei Treichl & Buchauer, vorbehaltlich der noch zu erfolgenden Ergänzung 



hinsichtlich der Wohnungsvergabe (1/3) durch den Uderner Gemeinderat, hiermit 

genehmigt. Nunmehr kann die Beschlussfassung zur beantragten Änderung der 

Flächenwidmung erfolgen. 

 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Uderns 

gemäß § 71 Abs. 1 und § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 – TROG 2016, 

LGBl. Nr. 101, den vom Planer AB Cernusca ausgearbeiteten Entwurf vom 

07.02.2018, mit der Planungsnummer 935-2017-0012, über die Änderung des 

Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Uderns im Bereich Gp. 1486/4 KG 87123 

Uderns durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde 

Uderns vor: 

 

Umwidmung 

 

Grundstück 1190 KG 87123 Uderns 

rund 124 m² 

von Freiland § 41 

in 

Freiland § 41 

 

sowie 

 

rund 124 m² 

von Freiland § 41 

in 

Geplante örtliche Straße § 53.1 

 

weiters Grundstück 1486/4 KG 87123 Uderns 

rund 821 m² 

von Freiland § 41 

in 

Wohngebiet § 38 (1) 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 der Beschluss über die dem 

Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. 

 

Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- 

und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

9 Jstimmen,1 Enthaltung, 3 Gegenstimmen. 

 

Der Grundstückseigentümer und der Bauträger werden darüber informiert. Vor 

Beginn der Auflegung der Flächenwidmungsplanänderung ist jedenfalls der ent-

sprechend adaptierte Raumordnungsvertrag vorzulegen zwecks Unterfertigung. 

 



Punkt 5 der Tagesordnung: Künftiges Angebot Kinderkrippe und 

Schülerbetreuung 

 

Nachdem sich die Leitung des Caritaszentrums Zillertal dazu entschlossen hat, die 

Kinderkrippe sowie die Schülerbetreuung auf finanziellen Gründen nach Ende des 

Betreuungsjahres 2017/18, somit ab Ende August 2018, nicht mehr selbst weiter zu 

führen, hat zwischenzeitlich ein gemeinsames Gespräch des Gemeindevorstands 

mit Caritasdirektor Georg Schärmer sowie der Leiterin des Gemeindekindergartens 

Stefanie Eberharter und Volksschuldirektor Roman Kainzner stattgefunden. 

 

Darin wurden die Bedingungen erläutert, unter welchen sich die Gemeinde Uderns 

bereit erklären könnte, diese Angebote ab dem 01.09.2018 weiterzuführen. Für die 

Kinderkrippe können die bestehenden Räumlichkeiten im Caritaszentrum inkl. 

Mobiliar und Sanitäranlagen auf Mietbasis weiterhin in Anspruch genommen wer-

den. Außerdem wäre es der Wunsch der Caritas, dass das bisherige Personal nach 

der Kündigung durch die Gemeinde neu angestellt wird. Dies wäre dann mit der 

Abteilung Bildung, der Lohnverrechnung sowie der Versicherung zu koordinieren. 

Präventiv haben die betreffenden Mitarbeiterinnen jedenfalls bereits ihre Bewer-

bungsunterlagen an die Gemeinde Uderns übermittelt. 

 

Der Bürgermeister berichtet dem Gemeinderat auf Basis der Niederschrift der er-

folgten Besprechung. Zwischenzeitlich wurden auch Erkundigungen bei der Abtei-

lung Bildung hinsichtlich allenfalls zur Verfügung stehender Förderungen einge-

holt. Frau Michaela Köll kam dazu zu einem Beratungsgespräch ins Gemeindeamt 

und hat bereits die Links zu den entsprechenden Antragsformularen mit den dazu 

gehörigen Richtlinien übermittelt. Ebenso wurden die Nachbargemeinden Ried und 

Fügen hinsichtlich der ihrerseits vorhandenen Kapazitäten bzw. hinsichtlich des 

Bedarfs befragt. In Ried kommen die 2-Jährigen im gemeindeeigenen Kindergarten 

unter und dürfte das Interesse von dort deshalb minimal sein. In Fügen gibt es nur 

private Krippeneinrichtungen. Bezüglich der Schülerbetreuung wäre aber bei einer 

zu geringen Auslastung in Uderns eine Kooperation denkbar. 

Seitens der Leitung des Caritaszentrums wurden die aktuellen Zahlen über die 

Auslastung, die Gemeindezugehörigkeit der Kinder sowie die Belegung (Stunden 

bzw. Tage pro Woche) und die Tarife vorgelegt. Der Bürgermeister bringt dies dem 

Gemeinderat zur Kenntnis. Er schlägt weiters vor, dass der Gemeindevorstand als 

Arbeitsteam hier eine gangbare Lösung vorbereiten soll, welche dann möglichst 

bald durch den Gemeinderat zu beschließen ist. Dies wird allerseits zustimmend 

zur Kenntnis genommen. 

 

GV Andreas Rainer schlägt vor, VS-Direktor Roman Kainzner möge zwischenzeit-

lich eine Bedarfserhebung hinsichtlich der Schülerbetreuung durchführen. Zu be-

rücksichtigen sei neben der Anzahl vor allem die benötigte Betreuungszeit, die In-

anspruchnahme des Mittagstisches sowie die Auslastung auf die Woche gesehen. 

 

Um die zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben transparent gegenüberstellen zu 

können wird der Gemeindevorstand alles Zahlen und Fakten gemeinsam aufarbei-

ten, um dies dem Gemeinderat bei der nächsten Sitzung präsentieren zu können. 

Wichtig sei eine preisliche Staffelung, die der Gemeinde einen wirtschaftlich ver-

tretbaren Betrieb der Kinderkrippe und der Schülerbetreuung ermöglichen würde. 



Es wird darüber diskutiert dass die Nutzung der Räumlichkeiten im Caritas-

zentrum anfangs eine gute Übergangslösung sei. Längerfristig gesehen wird aber 

die Gemeinde sicherlich gefordert sein, ein adäquates Angebot in eigenen Räumlich-

keiten zur Verfügung zu stellen. Dieses Thema wird der Ausschuss für Bau, Pla-

nung und Infrastruktur künftig angehen. 

 

Der Bürgermeister gibt abschließend noch die bisherigen Besuchszahlen bei der 

Kinderkrippe und der Schülerbetreuung bekannt. Damit sind alle Gemeinderäte 

auf dem aktuellen Stand. Der Gemeindevorstand kümmert sich in Absprache mit 

der Heimleitung des Caritaszentrums sowie mit der Kindergartenleiterin und dem 

Volksschuldirektor nun um die Aufbereitung entsprechender Unterlagen für eine 

Beschlussfassung zu dieser Thematik im Gemeinderat. 

 

Punkt 6 der Tagesordnung: Verordnung über die Festsetzung einer Waldum-

lage der Gemeinde Uderns für das Jahr 2017 

 

Wie auch in den letzten Jahren ist für das Vorjahr wiederum die Verordnung über 

die Festsetzung einer Waldumlage der Gemeinde Uderns neu zu beschließen. Der 

Bürgermeister erklärt, dass die Abrechnung der Waldaufsichtskosten für das Vor-

jahr bislang noch nicht vorliegt und dieser Beschlussteil somit auf die nächste Ge-

meinderatssitzung verschoben wird. 

 

Nunmehr hat aufgrund der gesetzlichen Änderungen mit 01.01.2018 dann ab dem 

nächsten Jahr die Vorschreibung der Waldumlage auf Basis eines einheitlichen 

Umlagesatzes zu erfolgen, welcher per Verordnung durch die Tiroler Landesregie-

rung festgelegt wurde. Dieser Verordnungstext sowie die dazu gehörigen Umlage-

sätze werden durch den Bürgermeister verlesen. Weiters werden die Anpassungen 

im Vergleich zum bisherigen Hektarsatz erläutert. 

 

Nach Beratung beschließt der Gemeinderat die neue Verordnung über die Festset-

zung einer Waldumlage, welche dann nächstes Jahr rückwirkend ab dem 1. Jänner 

2018 gilt. Es erfolgt die vierwöchige Kundmachung an der Amtstafel. Die Verord-

nung der Waldumlage für 2017 wird dann in der nächsten Sitzung beschlossen und 

auf Basis dessen die Verrechnung an die Waldbesitzer durchgeführt. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 7 der Tagesordnung: Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns 

 

Substanzverwalter Benno Fankhauser berichtet dem Gemeinderat über die anste-

henden Erledigungen bei der Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns und gibt ei-

nen kurzen Ausblick auf das Wirtschaftsjahr 2018. 

 

Die Auszahlungen für Brenn- und Nutzholz wurden durchgeführt. Die Bezüge wur-

den somit alle abgeschlossen. In einem Fall ist noch die Abänderung vom Holzbezug 

in eine Auszahlung erfolgt. 

 

Nach den Wintermonaten wird die Durchforstung im Bereich oberhalb des 

Krapfenbodens durch die Landwirtschaftsschule Rotholz weitergeführt. Dafür wur-



den Angebote von der Firma Troger und der Firma Binder eingeholt. Bestbieter 

hier war dieses Mal die Firma Troger und ist die Vergabe somit an diese erfolgt. 

 

Gemeindegutsagrargemeinschaftsobmann Christian Pungg erkundigt sich ob es 

möglich wäre, den in kürze auszusendenden Einladungen zur heurigen Holzan-

meldung auch die aktuellen Bezugsnachweise beizufügen, sowie einen Überblick 

über die Einnahmen und Ausgaben der Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns 

mit Bekanntgabe des Gesamtkassastandes. 

 

Substanzverwalter Benno Fankhauser erklärt dazu dass jeder Bezugsberechtigte 

mit der Einladung jedenfalls den aktuellen Bezugsnachweis erhalte. Er wird sich 

mit der Finanzverwaltung ansehen ob es zeitlich noch möglich ist, auch die Über-

sicht zur Haushaltsentwicklung der Gemeindegutsagrargemeinschaft anzuschlie-

ßen. Sollte sich dies nicht ausgehen so hat jedes Mitglied die Möglichkeit zur Ein-

sichtnahme im Zuge der öffentlichen Auflegung, nach Beschlussfassung des Rech-

nungsabschlusses und Voranschlags, welche in der Märzsitzung des Gemeinderats 

erfolgen soll. 

 

Punkt 8 der Tagesordnung: Verschiedene Berichte 

 

a) Grundsteuervorschreibungen Golfplatz-Grundstücke: 

 

Aufgrund der zuletzt erfolgten Anfrage in dieser Angelegenheit hat die Gemeinde-

buchhaltung nun die Aufrollungssummen sowie die Jahressummen für die zwi-

schenzeitlich erhöhte Grundsteuer bei den Golfplatzgrundstücken zusammenge-

fasst. Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat die Zahlen zur Kenntnis. 

 

Die Vorschreibungen ergehen an die jeweiligen Grundeigentümer, welche ihrerseits 

dann direkt die Verrechnung an den Pächter bzw. Nutzer vorzunehmen haben. Dies 

ist von Gesetzes wegen so vorgesehen. 

 

b) 30er-Beschränkung in ganz Uderns: 

 

Kürzlich fand im Gemeindeamt ein Gespräch mit Ing. Hirschhuber hinsichtlich der 

möglichen Einführung einer 30er-Beschränkung für das gesamte Ortsgebiet von 

Uderns statt. In den dichter bebauten Bereichen sollte dies kein Problem sein. Le-

diglich die Freistrecken durch die Felder wären evtl. auszunehmen, dort würde so-

mit weiterhin Tempo 50 gelten. Dies wird aber durch den Sachverständigen noch 

abgeklärt. 

 

Die Beschilderung könnte direkt bei den Ortstafeln erfolgen. Die Reduktion der 

Fahrgeschwindigkeit begünstigt nicht nur die Verkehrssicherheit im Allgemeinen, 

sondern auch die Wiedereinführung der Rechtsregel bei zahlreichen Kreuzungen. 

 

Bis zur nächsten Gemeinderatssitzung soll dann das entsprechende Angebot für das 

Verkehrsgutachten inkl. Erstellung der nötigen Unterlagen für die Verordnung vor-

liegen. Der Gemeinderat hat dann den Auftrag zu bestätigen und weiters einen 

Grundsatzbeschluss zur Einführung von Tempo 30 in Uderns zu fassen. Die Ge-

meinderäte nehmen dies zustimmend zur Kenntnis. 



GV Andreas Rainer erkundigt sich ob es nicht möglich wäre, stattdessen eine Tem-

po-40-Beschränkung zu verordnen. Der Bürgermeister erläutert ihm dazu die ge-

setzlichen Bestimmungen. In diesem Falle ist nur die Reduktion auf 30 km/h eine 

realisierbare Lösung. 

 

c) E-Tankstelle und evtl. E-Car-Sharing in Uderns: 

 

Kürzlich fand eine Informationsveranstaltung zum Thema E-Tankstellen und E-

Car-Sharing im Gemeindeamt Aschau statt. Uderns ist eine von mehreren Gemein-

den im Tal, die sich hier einen Standort vorstellen könnte. Anbieten würde sich dies 

am Parkplatz der Zillertalbahn, nördlich des Bahnhofs. Die Stellplätze dort sind 

kaum voll ausgelastet, und eine elektrische Anbindung von zwei Doppel-Lade-

stationen sollte sich bewerkstelligen lassen. 

 

Auch die Bereitstellung eines Fahrzeugs (E-Car-Sharing) könnte hier angedacht 

werden, da sich im Hinblick auf die Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz mit 

Bahn und Bus dieser Platz besonders anbietet. Detailgespräche in beiden Ange-

legenheiten werden demnächst zwischen den interessierten Gemeinden, den Anbie-

tern und der Vertretung der Zillertalbahn erfolgen. Als Termin wurde dafür der 19. 

Feber im Gemeindeamt Aschau avisiert. 

 

Dort werden diese Möglichkeiten durch die Anbieter vorgestellt. Der Vorschlag be-

züglich des Standorts Gp. 1617 (Parkplatz der ZVB) wurde vorab bereits übermit-

telt. Bgm. Josef Bucher wird an dieser Besprechung wieder persönlich teilnehmen 

und den Gemeinderat auf dem Laufenden halten. 

 

GV Andreas Rainer erkundigt sich ob die Gemeinde hierbei nur Vermittler sei oder 

irgendwelche Verpflichtungen eingehe. Der Bürgermeister erklärt dass die Umset-

zung eines solchen Vorhabens für die Gemeinde kostenneutral sein müsse. 

 

Das E-Car-Sharing werde durch Firmen angeboten, und hinsichtlich der E-Lade-

stationen könnte die Zillertalbahn mit ihrem Parkplatz nördlich des Bahnhofs si-

cherlich im Hinblick auf eine umweltfreundliche Verkehrsentwicklung als Partner 

fungieren. All dies ist in den weiterführenden Gesprächen noch abzuklären. 

 

d) Beginn der umfangreichen Infrastrukturarbeiten: 

 

Anfang Feber fand eine neuerliche Besprechung mit der AEP Planung & Beratung 

GmbH zum gegenständlichen Großvorhaben statt. Die beauftragte Baufirma 

Strabag hat nun den Bauzeitplan vorgelegt, und bereits Mitte Feber werden die 

ersten Baulose angegangen. 

 

Die Bevölkerung wird in Kürze nochmals per Postwurf über den Umfang und die zu 

erwartenden Behinderungen informiert. Weiters erfolgt eine Erinnerung hinsicht-

lich der Modalitäten für die Errichtung von Hausan-schlüssen an das Breitband-

netz, sowie über die Nutzung des Synergieeffekts, in diesem Zuge auch gleich einen 

Gasanschluss an das TIGAS-Netz errichten zu lassen. 

 

e) Info zum Verbot von Wahlplakaten im Gemeindegebiet: 



Bgm. Josef Bucher berichtet dem Gemeinderat über seine Anfrage an die Gemein-

deabteilung beim Land Tirol, an die Bezirkshauptmannschaft sowie an den Tiroler 

Gemeindeverband, in der gegenständlichen Angelegenheit. Medial wurde ja letz-

tens wieder vermehrt über diese Möglichkeit berichtet. 

 

Der Bürgermeister hat um Zusendung einer allenfalls existierenden Verordnungs-

vorlage für ein Verbot von Wahlplakaten im gesamten Gemeindegebiet ersucht, 

bzw. um einen Abzug bereits geprüfter/genehmigter Verordnungen dazu. Zwischen-

zeitlich ist dazu dann die Rechtsauskunft der Gemeindeabteilung eingelangt. Der 

Bürgermeister bringt diese dem Gemeinderat zur Kenntnis. Aufgrund der bereits 

gesetzlich festgelegten Bestimmungen ist eine eigene Verordnung nicht zielführend, 

es kann nur auf eine strikte Einhaltung beharrt werden. Ein generelles Verbot von 

Wahlplakaten im gesamten Gemeindegebiet ist jedenfalls nicht zulässig. 

 

f) Anpassung der Kindergarten-Gebühren für 2018/19: 

 

Der Gemeinderat sollte sich wie bereits besprochen zeitnah um die Anpassung der 

Kindergarten-Gebühren für das kommende Betreuungsjahr bemühen. Diesbezüg-

lich wird der Bürgermeister am 7. Feber ein Gespräch mit der Kindergartenleitung 

führen. Es geht um die Erhöhung des Tarifs für die 3-Jährigen, sowie um den El-

ternkostenanteil für die Nachmittags- und Ferienbetreuung, da der Uderner Kin-

dergarten derzeit im Probejahr ja bereits erfolgreich als Ganztages- und Ganzjah-

reskindergarten geführt wird. 

 

Der Punkt wird bei der nächsten Sitzung auf die Tagesordnung gesetzt und ersucht 

der Bürgermeister, dass sich Vbgm. Benno Fankhauser und GV Andreas Rainer 

nach Möglichkeit auch Zeit nehmen sollen zum Termin am 7. Feber um 08:30 Uhr 

im Gemeindeamt, damit die Tarifanpassungen gemeinsam entsprechend für die 

nächste Sitzung vorbereitet werden können. 

 

Natürlich sind auch alle anderen Gemeinderäte eingeladen, sich hinsichtlich einer 

künftigen Tarifgestaltung Gedanken zu machen und diese dem Gemeindeamt 

rechtzeitig mitzuteilen zwecks Berücksichtigung für die Beschlussfassung dazu. 

Auch der Bedarf an der Nachmittagsbetreuung soll hier beleuchtet werden. 

 

g) Übergabe der Babypakete: 

 

Am 8. Feber werden die bestellten Babypakete im Caritaszentrum übernommen 

und dann im Gemeindeamt zwischengelagert. Seitens des Gemeinderates werden 

GR Bianca Ebster, Vbgm. Benno Fankhauser und Bgm. Josef Bucher vor Ort sein. 

Bianca Ebster hat sich dankenswerter Weise bereit erklärt, die Übergabe an die 

Eltern jeweils durchzuführen und die Begleitung aus dem Gemeinderat zu organi-

sieren. 

 

Es erfolgt vorab jeweils ein offizielles Gratulationsschreiben der Gemeinde inkl. Er-

suchen um Bekanntgabe des möglichen Besuchstermins. Die Fotos der Übergabe 

werden nach Zustimmung der frisch gebackenen Eltern dann auf der neuen Ge-

meindehomepage veröffentlicht, welche auch demnächst in den Probebetrieb gehen 

soll. Die Gemeinderäte nehmen dies erfreut zur Kenntnis. 



Punkt 9 der Tagesordnung: Allfälliges, Anfragen und Anträge 

 

a) Löschungserklärungen Vorkaufsrecht Gemeinde: 

 

Die Familien Petz und Glader in der Gänsfeldsiedlung ersuchen die Gemeinde, das 

mit Jahresende 2017 ausgelaufene Vorkaufsrecht für ihre Grundstücke mittels der 

vorbereiteten Erklärungen zu löschen. 

 

Der Bürgermeister bestätigt dem Gemeinderat gegenüber die Richtigkeit und er-

sucht, die Zustimmung zur gegenständlichen Löschung zu erteilen. Sodann erfolgt 

die Genehmigung durch den Bürgermeister und zwei weitere Gemeinderäte, sowie 

die Übermittlung der Originale an die antragstellenden Familien. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

b) Erneuerung Beleuchtung beim Trainings-Fußballplatz: 

 

Marco Giehl berichtet über die zuletzt erfolgte Besprechung mit dem Vertreter der 

E-Werke Wels hinsichtlich einer Verbesserung der Belichtungsverhältnisse bei den 

Fußballplätzen am Uderner Sportplatzgelände. Es soll hier eine adäquate Zwi-

schenlösung zum Tragen kommen, bis die Generalplanung in einigen Jahren im 

Gemeinderat, gemeinsam mit den Verantwortlichen in den Vereinen, angegangen 

werden kann. 

Nunmehr liegt das aktuelle Angebot für die Umrüstung der Flächenstrahler beim 

Trainingsplatz vor. Diese können auf den bestehenden Masten montiert werden 

und würden jedenfalls ausreichen, bis die Gemeinde ein größeres Vorhaben in die-

sem Bereich realisieren möchte. Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat die 

Angebotsdaten zur Kenntnis. 

 

Bauamtsmitarbeiter GR Marco Giehl berichtet, dass man die vier neuen Leuchten 

künftig z.B. auch für den Tennisplatz verwenden könnte. Die Montagearbeiten sol-

len vereinsintern organisiert werden, dies wurde bereits besprochen. 

 

Nach Beratung beschließt der Gemeinderat, das gegenständliche Angebot der E-

Werke Wels vom 02.02.2018 anzunehmen. Die Montage soll nach der Lieferung so-

bald wie möglich durch den Verein erfolgen. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

c) Langlaufloipe in Uderns: 

 

Vbgm. Benno Fankhauser erkundigt sich bezüglich der Langlaufloipe und wann 

diese in Uderns gespurt wird, da dies in einigen Nachbargemeinden bereits erfolgt 

sei. Einige Gemeinderäte verweisen darauf, dass die Loipe in Uderns gerade heute 

am Sitzungstag gezogen worden sei. 

 

GV Andreas Daigl, welcher auch Vorstand in der Ersten Ferienregion ist, wird sich 

künftig jeweils bereits zu Winterbeginn dafür einsetzen, dass bei ausreichender 

Schneelage jedenfalls die Langlauftrassen auch in Uderns gezogen werden. 



d) Erkundigung zur Wasserversorgung in Kleinboden: 

 

GR Helmut Ebster erkundigt sich hinsichtlich des Zustands des Hochbehälters 

Grünangerl am Kupfnerberg. Der Bürgermeister verweist darauf, dass dieser im 

Zuge der letztjährigen Arbeiten dort kontrolliert und umgerüstet wurde.  

 

Sowohl die Überprüfung der Quellen als auch der Hochbehälter dort hat stets ein-

wandfreie Ergebnisse geliefert und sind bislang keinerlei Meldungen der wenigen 

Haushalte eingelangt, die ihr Wasser vom Hochbehälter Grünangerl beziehen. 

 

GR Helmut Ebster sei aufgefallen dass der Wasserfilter bei seinem Haus im Orts-

teil Kleinboden letztens etwas stärker verschmutzt war. Bgm. Josef Bucher bittet 

ihn, dies jedenfalls im Auge zu behalten. Die Gemeindearbeiter werden angewiesen, 

das Leitungsnetz in diesem Bereich zu kontrollieren. 

 

e)  Wegverbreiterung beim Angererweg und Straßensanierung: 

 

GV Andreas Daigl erkundigt sich, ob die Wegverbreiterung beim Angererweg auch 

im Bereich Steudlfeld umgesetzt werden kann. Dazu erklärt ihm der Bürger-

meister, dass hier keine Einigung erzielt werden konnte. Alle anderen betroffenen 

Grundeigentümer haben aber bereits ihre Zustimmung mitgeteilt, sodass die 

Grundteilung beauftragt werden konnte. 

 

Der Bürgermeister verweist darauf dass die Leitungsarbeiten in allen geplanten 

Abschnitten umgesetzt werden. Im Abschnitt entlang des Steudlfelds könne eben 

nur die bestehende Straßentrasse dafür verwendet und anschließend saniert wer-

den. Auf die Anfrage von GR Helmut Ebster hinsichtlich der sonstigen Straßen-

sanierungsarbeiten verweist der Bürgermeister auf die eingelangten Übersichts-

pläne der AEP Planung & Beratung GmbH, in welche jeder interessierte Gemein-

derat jederzeit im Gemeindeamt Einsicht nehmen könne. 

 

Punkt 10 der Tagesordnung: Personalangelegenheiten 

 

Die anstehenden Personalangelegenheiten wurden allesamt positiv erledigt. 

 

Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen gibt, dankt der Bürgermeister den 

Gemeinderäten für die konstruktive Zusammenarbeit und beendet die Sitzung. 

 

 

 

        Der Bürgermeister 

 

        Ing. Josef Bucher eh. 
 

 

 

 

Angeschlagen am: 06.02.2018 

Abgenommen am: 21.02.2018 


